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WIENERGEMEINDERAT

Sitzungvom9 .März1928.
BürgermeisterSeitzeröffnetum5UhrdieSitzung.Ererklärt

dassesauchzweckmässigwäre ,dieVerfassungskommissionmitdenAender-¬
ungendes Organisationsstatutesfür die städtischen Betriebezubetrauen
IchbittedaherdenGemeinderatumZustimmung,dassdieam24Februar
gewählteKommissionmitder Vorberatungder AenderungendesOrganisa-¬
tionsstatutesdersrädtischenBetriebeimAnschlussandieAenderung

derGemeindeverfassungbetrautwird,
DerGemeinderatstimmtzu .
BürgermeisterSeitzlässtnunüberdenAntragdesGemeinde-¬

rates Lötschabstimmen ,der in der letzten GemeinderatssitzungdenAn- ¬
kaufdes der Kreditanstaltder GemeindeWienfür städtischeBedienst-¬
tete gehörigenDrittels einer Liegenschaftin Gersthofbanntragthat .

DieAbstimmungwurdeabernicht durchgeführt ,da die FassungdesAntra-¬
ges unklar war .DerAntragwurdenunin neuer Fassungauf dieTagesordnun

derheutigenSitzunggesetzt.
DerAntragwirdangenommen.
DannwirdeineReihevonAnträgen,dieZuschusskreditefür

die FrühstückseundJausenausspeisungin denstädtischenKindergärten
sowie für die Schülerausspeisung in den städtischen Schulen ,für die Er - ¬

richtungdesFloridsdorferWasserparkes,fürdieErweiterungderLungen-¬
heilstätte Baumgartnerhöhe,einenNachtragskreditvon27 . 000Schilling
für die Fundierungsarbeiten beim neuzuerrichtenden Schubertbrunnen auf

demAlsergrund ,einen Nachtragskredit von 32 .100 Schilling fürbauliche
Kai - ¬Herstellungen in der anlage ,Ankäufe von Liegenschaften ,Baulinienbe - ¬

stimmungenundendlichdieErrichtungeinerFeuerwachein Neustiftam
Waldebetreffen ,ohneDebatteangenommen.

ST. R.Speiserberichtetnunüberdie Massnahmenbetreffend
diestädtischenAngestellten.AusserdeninderVorlageenthaltenenAn-¬

habendieträgen VerhandlungennocheineReiheandererBe¬
günstigungenfür die Angestelltenergeben ,die abernichtvomGemeinderat
durchgeführtwerden.DieBezugserhöhungvon ' 6Prozenttritt fürdie
bisherigeGruppeXam1 .Jänner1928,fürdieübrigenGruppenam1 .Juni
1988in Kraft .Sie bezieht sich auchauf die Pensionsparteien .Füreine

wird
Reihe vonAngestellten durchdie AnträgederAufstieginhöhere
Gruppenerschlossen ,DieKostendesAbschlussesbetragenjä hrlich ' 5
MillionenSchillingundfür daslaufendeVerwaltungsjahr) ' 8Millionen
Schilling,(Beifall).

ST. R.Rummelhærdt( E..)erklärt,dassdasVerhandelndes
StadtratesSpeisermitdemVerbandeinunhaltbarerZustandist .Diese

Vorlage ebenfalls das Produkt solcher Verhandlungen .DieAnträge

müsstenwenigstensdochnochimGemeinderateeiner Korrekturzuunter -¬
ziehen sein Die verwaltendeMehrheitscheint zu glauben ,dass dieGelder
derGemeindenurdazud a sind ,umzurErhaltungdieserMehrheitzudiener
Ihre Anhängerwerdenzu denleitenden Stellen berufen ,IhreAnhänger
bekommenBegünstigungenundnur ein sehr geringer Teil vonAhgestellten
wird ausgezeichnet ,der nicht unbedingtAnhängerIhrer Partei ist .Wenn

wir uns die letzten Schulleiterernennungenanschauen ,so gibt sichdeut - ¬
lich kund ,dasses Ihr Bestrebenist ,nurSozialdemokratischeLehrerzu

ernennen.Dasist eineSache ,diesichdiegesamteBevölkerungaufdie
Dauernichtbietenlassenkann .DerSchulleiterdrücktdieSchule,die
er leitet ,denStempelseiner geistigenMentalitätauf .Sieverhindern,

dassdemReichsvolksschulgesetzentsprochenwird.Dortistausdrücklich
die sittlich religiöseErziehungvorgesehen .EssindschondreiBesetzun¬

gen vorsich gegangen ,wonur sozialdemokratischeSchulleiter ernanntwur¬

den,(Hört!Hört!GR.GSchladt:EsgibtkeinenTerror!).
Es wird dochniemandder Welterzählen können ,dassgerade

nur die sozialdemokratischen Lehrer die Befähigung zu Schulleitern be¬

sitzenWirmüssenimNamenderchristlichenElteenWiens-unddasist
die Mehrzahl- verlangen ,dass imSinnedes Reichsvolksschulgesetzesan
denWienerSchulendiesittlichereligiöseErziehungderKinderinau¬
guriertwird .(BeifallbeiderEinheitsliset).

Wennzufälligin einemIndustriebezirkeineSchulleiterstel .
le frei wird ,undnichtmiteinemwaschechtenSozialdemokratenbesetzt
wird ,dannmöchtenwirdasGeschreihören ,dassSiemachen .VersetzenSie
unsnichtin dieZwangslage ,dassunsereParteigenossenin denLändern
gleichesmitGleichemvergelten .( Beifallbei derEinheitsliste )

In der allgemeinen Dienstordnung für die Angestellten der
Stadt Winsteht ausdrücklich ,dassdie Bedienstetendas Rechthaben,
VereinigungennachGutdünkenbildenzukönnen,Hierist nichtdieRede
voneinereinzelnenVereinigung,voneinerpriviligiertenVereinigung
DieGemeindeverhandeltabernurmitdemVerbandderstädtischenAngestellten .DiesesRechthatsichderVerbandselbstangemasst.Dagegen
erhebenwirProtest ,Esmussauchaufdie Bevölkerungeinenganzeigen¬
artigenEindruckmachen,wennderDienstgebernurmiteinemTeilderAn
gestellten nur mit einer roten Organisation ,verhandelt ,wiedieGelder

derSteuerträgerausgegebenwerdensollen .SiemachenimmerVergleichemit
demBundAber der Regierungfällt es nicht ein ,nur mit einerchristlichen

Organisationzuverhandeln ,sondernsie hat den25erAusschuss ,in demalle
Parteirichtungenvertretensind .Dortwerdendie Verhandlungenüberdas
DienstrechtundüberGehaltsforderungengeführt .DieGemeindeWienaber
hatihremrotenVerband,mitdemwirdverhandelt ,alle anderenAngestell
tenorganisationengehensie nichtsan .NamensderMinderheitbeantrage

ich ,dassinHinkunftdieVerhandlungenzwischenderGemeindeWienund
ihrenAngestelltenüberdasDienstrechtundüberBezugsänderungenaus-¬
schliesslichmiteinervonallenbestehendenGewerkschaftenderGemeis
deangestelltenzubeschickendenKommisionzuführensind.

Dasmüssteauchausdrücklichin derDienstordnungfestgelegt
werden,dieüberhauptgründlichzuändernist .EineigenesKomitee,zusammen
gesetztausdenMertreternallerGewerkschaftenderstädtischenAnge-¬
stellten mussdiese Forderungenvorberaten .Es soll eineDienstordnung
entstehen ,in dermitgleichemMassohneUnterschiedwelcherParteider
Angestellte angehört ,gemessenwird .( LebhafterBeifall bei derEinheitel

GR .Gschladt( E . . )bezeichnetdieGehaltsregulierungalseine
Angelegenheit die nicht nur die städtischen Bediensteten ,sonderndi

AuffassungsamteOesffentlichkeitangeht.Nachderchristlichen
die Gesellschaft und ihre Pflichten ist der Binzelneein Glied derGe
samtheitundmussauchjeder Einzelneauf die GesamtheitRücksichtnehmen
Es wäreheute sehr leicht vomStandpunktder Oppositionhier mitdema
gogischenAnträgenzu kommenunddie AnträgedesReferentenzuübertrump¬

fen .Ein solches demagogischerLizitandospiel haben dieSozialdemokrate
imParlamentanlässlichder letzten GehaltsregulierungderBundesange-¬
stellten getrieben .Nur aus demagogischenGründenhaben Sie einenganzen

StrausswonAnträgengestellt ,daruntereinen ,dereinedurchlaufendeEr-¬
höhungderAngestelltenbesoldungum33einDrittelProzentvoesah(Hört!
Hörtrufe .GR .Untermüller :Ist das hier durchgeführtworden ?)



ZweiterBo
EsschieneunsalsOppositionsparteisehrleichtzuverlan-¬

gen ,dassdieserAntragvonIhnenhier eingebrachtwirdDaswürdeIhnen
dieLarvevomGesichtreissen ,SiemüsstenIhreneigenenAntragniederstim¬
men ,Wirhabenaber für eine solche Demagogiekeinen Sinn .Diestädtischen

AngestelltenmeinerRichtungsagensichganzrichtigwirsindalsAnge-¬
stellte eineröffentlichenVerwaltungdoppeltverantwortlichfür dieFühr-¬
rung dieser Verwaltung .Wirsind daher auch verpflichtet ,uns objektivein
Bild über die allgemeineLagezu machenunderst dannzu Beschlüssenzu
gelangen Die christlichen Angestellten habensich für verpflichtet er

achtetihreForderungenderDienststellezuüberreichen,trotzdemsiemuss-¬
ten ,dass manmit ihnen nicht verhandelnwird .Wirwissen ,dass wir derAll - ¬

gemeinheit gegenüber eine Verantwortung tragen .Die öffentlichen Angestell - ¬

tensindeinTeilderVerwaltungundhabenimmerdasAllgemeininteresse
im Augezu behalten Sie haben nach der Dienstordnungihre ganzeKraft
derVerwaltungzuwidmen.AusdieserPflichterwächstaberauchderVerwal-¬
tungdiemoralischeAufgabe,dieAngestelltensozustellen ,dasssiephy¬
sischundpsychischindieLagekommen,ihreDienstobliegenheitenzuer-¬
füllen Wir haben nur eine begründete Forderungaufgestellt ,nämlichnach

einerzehnprozentigenErhöhungderBezüge.UnsereForderungistaufSeite
des Verbandesnur nicht auf kein Verständnis ,sondern auf HohnundVer- ¬
spottunggestossenUndwashatderVerbandgetan ?DieBergekreistenund
eine MauswardgeborenUnsereForderungnacheinerzehnprozentigen

Erhöhungwurdeals lächerlich bescheidenbezeichnetundheute gibtsich
der Verbandmit wenigerals die Hälfte zufrieden ,UnsereForderungwar
auch ,dass die Erhöhung mit 1 .Oktober 1927 in Kraft treten sollte ,undder

Verbandbegnügtsichmitdem1 .Juni1928 .DerRednerbesprichtdanndie
FragederAuromatik,wobeiererklärt ,dasserdieAutomatikansichfür
keinIdealfürdieAngestelltenbetrachtetErkritisiertsodanndieEr-¬
nennungenundBeförderungen,wobeier insbesondereauf die letztenErnen-¬
nungenvonOberamtsgehilfenhinweist,beider ausschliesslichnurSozial¬
demokratenberücksichtigt wurdenSolcheTatsachenkönnennichtweggeleug-¬

net werdenImRathausentscheidet bei Beförderungenganz offiziell die

Parteizugehötigkeit.DerVerbandist eineZwangsorganisationimInteresse
desDienstgebers( GR,Daffinger:DassinddieSpeisertreuen!).DerReferent
hatgesagt,eskanndenAngestelltennicht nehr gegeben werden ,weil

nichtmehrvorhandenist .Dassist nichtwahr ,sondernesföhltnurdem
Dienstgeber der gute Wille Streichen Sie unvernünftige Ausgaben wiedie

Ausgabenfür die Schutzwache ,für Subventionen ,die ausschliesslich vonpar - ¬

teipolitischekInteressediktiert werden ,undsie werdendie nötigenMittel
haben.DaswollenSieabergarnichtundsoliegtdieVermutungnahe ,dass
Sie mitknappenMittelnkünstlichdie Niederhaltungder Angestelltenpla-¬
nen .DieVorlageist nichtsals eineAugenauswischereiundwirmüssensie
durchausablehnen.

DerRednerstellt dodannfolgendeAnträge:DiezumerstenAb¬
satzeangeschlossenenBeilage (Gehaltsschema)hat denAnfangsbezugder
erstenStufe,dererstenBezugsklassegemässeinerdurchschnittlich10
prozentigenBezugserhöhungmit183Schillingfestzusetzen ,woraufdiewei¬

teren Ansätzealler übrigenStufenbezw .Bezugsklassenverhältnismässig
auszubauensind .

DerWirksamkeitsbeginnderErhöhungwirdfür . März1928
festgesetzt .

JedemaktivenAngestelltendesMagistrates ,desKontrollam¬
tes unddes städtischenLehrerpersonals ,der nachdenAnsätzendesGe¬
haltsschemasmitdemAnsppuchauf die daselbstvorgesehenenKlassen

und Stufenvorpückungenentlohnt wird,ist mit Wirksamkeitvom1 .März
1928,sobalder diehöchstedurchZeitablauferreichbareBezugsklasse
oderStufeerreichthatinsolangenachjezweiDienstjahrenjeeineGe-

gen Ihne
haltssteigerungimAusmassderStufendifferenzseinerBezugsklassezuzu-¬
erkennen,alsernichtseineinderallgemeinenDienstordnungfestge
setzteDienstzeitvollstreckthat,eswäredenn ,dasser vonsolchenGe-¬
haltssteigerungeninfolgeeinerOrdnungs-oderDisziplinarastrafeausge
schlossenist .

GR.Dr.DannebergstelltzunächstgegendberdenAusführungen
desGemeindratesRummelhardtesfest ,derVorgangdasseinöffentlich
rechtlicherDienstgebermiteinergewerkschaftlichenOrganisationVer
handlungenübereinenGegenstandführt ,derderBeschlussfassungdieser
öffentlichrechtlichenKörperschaftunterliegt ,hatnüchtsseltsames
undnichtsundemokratischesansich .Esliegt hiernichteinDiktatvor
sonderneswäreumgekehrtwinDiktatwennderöffentlichrechtliche
DienstgebermitderGewerkschaftnichtverhandlen,sonderneinfachden
Gemeinderatdarüberentsscheidenlassenwürde .AuchdieRegierungver¬
handeltmitdenBundesangestelltenundlegt dasSubstratderVereine
barungendemNationalratin der Formeines Gesetzesvor .Undwenndie

Herrenverlangen ,dassmitallenAngestelltenverhandeltwørdenmuss.
ist demgegenüberaufdievomGemeinderatbeschlossenenLeitsätzezu
verweisennachdenendie Arbeitsproblemein der Gemeindezubehandeln
sind ,undin denenesheisst ,dassmitderMehrheitsorganisationder
Angestelltenzuverhandelnist .( GR.Rummelhardt:Dassist eicheinGe
waltakt).DasistkeinGewaltakt,hierhandeltessichumgewerkschaft
licheGrundsätze.

GR .RummelhardtWenndie Regierungnur mit dMehrheitsorga
nisationen verhandelnwürde !

GR.Dr .Danneberg: DieRegierungtutnochetwasganzanderes
Sie verhandeltwohlmit dem25erAusschuss ,wassie aber sonst mitden
Gewerkschaften,die ihr nichtpassentut ,habenSie in denletztenWo
chenbei der Polizei undGendarmariesehen können( LebhafterBeifall
undHändeklätschenbei der Mehrheit ) .GR .Gschlad

GR.Gschladt( . . ): DasmachtnichtdieRegierung,dastun
dieAngestellteneslbst!

GR.Stöger( . . ): WenndieLeutesicheinbisserlrühren
können ,stimmensieanders !

DR .Dr .Danneberg: VergleichenSiedochdie Lagedersozial
demokratisch gesinnten Polizei -und Gendarmeriebeamtenmit derLage
der christlichsozialen Beamtenbei der Gemeinde .( LebhafterBeifall

und Händeklatschen bei den Sozialdemoktaten ) . Esist hier in denFlug

blättern verbreitet woden ,dass die Sozialdemokratenmit denBeamten
Demagogietreiben ,dasie imNationalrateineallgemeine33einDrittel
prozentigeBezugsregelungfürdieBundesangestalltenverlangthaben
währendsie sie hier nichtdurchführen .Zunächstist festzustellendass

bis zu 20 Prozent

die Bezügeder Gemeindeangestellten/höhersind als die derBundesange-¬
GR .Angermaver :Das waren sie immer !

stellten .Undselbst wenndaher die Bezügeder Bundesangestelltensehn

namhafterhöhtwürden ,würdensie erst aufdieParitmitdenGe
meindeangestelltenkommen.Esist aberauchgarnichtrichtig ,dassdie
SozialdemokrateneinenallgemeinenAntragaufeine33ein Drittelpro¬
zentigeBezugsregelungimNationalratgestellthaben ,vielmehrhaben
siebeantragt,dassdieBezügederBundesangestellteninderuntersten
Dienstklasseauf2040Schillingjährlichzuerhöhensind ,wasallerdings
eine Erhöhung in diesem Ausmassfür diese unterste Kategorie bedeutet
aber doch nur zur Folge gehabt hätte ,dass die unterste Dienststufe beim

BundauchnachderErhöhungunterderunterstenDienststufebeiderGe-¬
meindezurückgebliebenwäre ,die nachder jetzigen Regulierung2275S .

bekommen( Hört! HörtlbeiderMehrheit).Dieübrigenhierzitierten15An-¬
träge der SozialdemokratenimNationalratbetreffen deineSpezialfra¬
gen einzelner Kategorien .Mit Ausnahmeder einzigen Frage ,dassallen



PundesangestelltenentsprechendderForderungdes25erAusschusseszu
WeihnachteneinhalbesMonatsgehaltausgezahltwerdenunddass/dasauch
aufalle Bundespensionistenauswirkensoll .Siebehaupten,dasssei
DemagogieTatsacheist ,dasswirfürdieGemeindeangestelltendieAus¬

nistenanlässlichder letzten GehaltsregulierungnichtnureinenGrosche
darfman

bekommenHaben(LebhafteHört!HörtrufebeiderWehrheit).Wieda .vonDemagogiereden,wennmansalbsteinsobilligesSpielvon

DritterBogen.
gekommenhabenEswirdindemFlugblattinFettdruckundmiteinemkräf-¬

sich tigenRufzeichenbehauptet ,in derentsetzlichenGemeindeWiengebees
225gewählteFunktionäre,unddiesebeziehenSitzungsgebühren,einenVer
dienstentgangundausserdemnochfesteMonatsbezüge,dieumnichtweni¬

zahlungdeshalbenGehalteszuWeihnachtenhierbeantragthabenundebengerals20Prozenterhöhtwordensind,WaseinDrittelmilliardenkostet.bis auf einen verhältnismässig geringen TeilsodieRückwirkungaufdiePensionistem,währendbeimBunddieNeupenslo-Dannwirdnochgesagt ,alledieseBeträgekommen/denSozialdemokraten

Demagogietreibt ,dasaufdieVergesslichkeitundsonstaufnichtsspe¬
kuliert.(LebhafterBeifallundNændeklatschenbeiderMehrheit).Eswurde
hierineinemZwischenrufgesagt ,dassdieGemeindeihreAngestellten
immerbesserbezahlthabealsderBundseineAngestellten,unddass
darannichtsbesonderesseiSekanntlichhatdieRegierungimJahre1925
durcheinGesetzdieLändewiedieGemeindeunterStrafsanktion
bindenwollenihrenAngewalltenkeinehöherenBezügezubezahlenals
siederBundbezahltDasswarkeinesozialdemokratischesonderneine
christlichsozialedeutschnationaleRegierung.WirSozialdemokratennach
habendieseStimmungbskämpftundeseinensehrhartenKampferreicht,wenigstens

fallseinLandodereineGemeindeihreAngestelltenbesserentlohntals
derBunddieMehrbeträgedemLandoderderGemeindebeiderAuszahlung
derSteuerertragsanteileinAbzugzubringen.(LebhafteHörtHörtrufebei
derMehrheit.-ZwischenrufebeiderMinderheit)Siehabenganzrecht ,wenn
Siesichdarüberaufregen,aberdieseAufregungmüsstenSienacheiner
anderenSeiterichten.(LebhafteZwischenrufebeiderMinderheit).

chen!
GR.DrKolassa:DaswarnatürlichfürdieZeit,woderBund

mittragenmusste!

DieseMitzahlungendesBundesfürdieBezügederöffentlichenAngestelltegebrauchen,umdieseVorgangsweisezukennzeichnen.Esist einbekanntes

genTagenhabendieVertreterderösterreichischenStädtedemFinanzminismüssteichlügen(LebhafterBeifallbeiderMehrheit),Dannkönnteman
terKlagenüberfinanzielleSchwierigkeitenvorgebrachtundDr.Kien-glauben,dasseinGemeinderatsehrhoheSitzungsgebührenbekommt.Es

Finans .undvormirSteuergelderverlangen.VomStandpunktdes/MinistersmagdasSozialdemokratischeEinrichtungist ,eineSitzungsgebührvonhundert
begreiflicherscheinen,vomStandpunktderBürgermeisterderverschiedenenSchilling(LebhafteRufebeidenSozialdemokraten).DieSitzungsgebühren
StädteistdasaberwenigerbegreiflichundvomStandpunktderAngestellimGemeinderatemachtdenlächerlichenBetragvondreiSchillingausEs
tennochweniger.DieHerrensolltenalsodenStandpunktihrerchristlich-istwirklichunverständlich,dassmandasineinemFlugblattdenGemeinde
sozialenRegierungrechtfertigenstattvonderDemagogieandererzureden.hennachderjOprozentigenErhöhungheuteimMonaz124Schilling3oGro¬IndieDiskussiondieüberdieGehaltserhöhungengeführtwordensind,schen.WirhabeninderFragederBezügederöffentlichenFunktionäre
hatauchdieGewerkschaftderchristlichenAngestelltenundeineArbeits-immervganzoffendenStandpunktvertreten-undauchdiechrisrlichso
undWeiseindieMethodeeingegriffen,dieeszwekkmässigersceinenlassen,aufdiesemStandpunktstehen-dassesnichtblosseineSachevon
überallesdas,wasindiesenFlugblätternberührtwordanist,vorderreichenLeutenseinsoll,öffentlicheMandatezubekleiden,dassein

werdenUnterschiedderParteiundRichtungoffenzusprechen.IndiesenFlug-devonjemandemsteht,sonderndasserenttprechendseinerLeistungund

wirddarinbehauptet,dasssichdiegewähltenFunktionärederGemeindeWier225gewählteFunktionärehat,FrüherwaresnochmahrWirhabendie
ihreeigenenGebührenum20ProzenterhöhtunddasssieüberdieseinganzZahlderGemeinderätevon165auf120verringertundwenndieHerren
schönesNeujahrsgeschenkundeinnichtzuverachtendesWeihnachtsgeschenknockweitergehendeAnträgestellenwollen,kamnmandarübermden.Wir

zugutediefestdurchwegsaktiveGewerkschafts-,Konsumwereinsodersons¬
tigeParteibeamtesindunddienelendenSitzungsgebührendieseGelder
einhemsen,weilsienachdemProperzüberdweiDrittelderMandatever¬
fügenundvermögeihrerMehrheitallesogenanntenfettenPostenbe¬
setzthaben .WassichdieMachthaberimRathausselbstgenommenlaben,
daswerdedenstädtischenAngestelltenverweigert.Daraufistfolgendes
zusagen :BekanntlichwerdendieBezügederStadträteundGemeinderätenachRegierungsmitgliederdemBezügender undderNationalräteundBundesrätefest
gestellt .DieGemeindeWienhatsichausfreienStücken,ohnedazuge-¬
zwungenzuseindieserRegelungdesBundesangepasstundhatdamitfrei¬
willigdaraufverzichtet ,selbstaufdieBestimmungderBezügedesBür-¬
germeisters ,derStadtundGemeinderätezunehmen.DieBezügedieserFunk
tionäreändernsichalsoselbstdannnicht ,wenndieBezügederGemeinde-¬

dassdieseBindungsklapsemitdem31 .März1927terminiertwordenis angestelltenreguliertwerden .Dashat in denletztenJahrendieKonse-¬
DieStrafsanktionbestanddarin,dassderBundberechtigtseinsollte ,quenzgehabt,dassdieFunktionärederGemeindeinihrenBezügenviel

schlechterabgeschnittenhaben,alsdieeigenenAngestelltenderGemeinde
DenndieBezügederNationalrsteundderRegierungsmügliederdesBundes
unddamitauchdieBezügederöffentlichenFunktionärederGemeindesind
seitdemJuni192hbisheuteunverändertgebliebenwährendsichseitdie
serZeitdieBezügederunterstenStufederSchematistenum57' 8Prozen
dieBezügederhöchstenSchematistenum15' 9ProzentunddieEinzeler¬

GR.Stöger) E,. ): WennSieMärchenerzählen,bleibenesMarhalterderGemeindeum5hProzenterhöhthaben.DieUnterziichnungdes
FlugblattesdieGemeinderäteGschladtundHöpeller,stellennun19Pro
zentumdiedieBezügederNationalräteunddieRegierungsmitgliederdes
BundesunddamitauchderFunktionärederGemeindeerhöhtwordensind

Gr.Dr.Danneberg:SibehauptenDinge,HerrDr,Kolassavonden' 5ProzentgegenüberumdieessichbeiderletztenBezugsregelung
denenSiegarkeineAhnunghaben(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).fürdiestädtischenAngestelltenhandelt.IchwillnichtdaskritischeW
hattennämlichschon11/2JahrevorherihrEndegefunden.ErstvorweniWort:ImDeutschenlügtman,wennmanhöflichist .Wennichdahöflichwäre

böckhatihnengeantwortet:IhrzahltEureAngestelltenzuhoch(LebhaftegibtallerdingsFälle,wosehrausgiebigeSitzungsgebüjrengezahltwerden
HörtHörtrufebeidenSozialdemokraten).DadürftIhrnichtoenZumB.zahltmaninderVersicherungsanstaltderBundesländer,diekein

rätenvorwirft(LebhaftePfuirufebeiderMehrheit).DieGemeinderätebezi.

gemeindschaftvonGewerkschaftenstädtischerAngestellterineinerArtleParteidürfteentgegenderMeinungderHerrenGschladtdndHöpeller
gazenWienerOeffentlichkeitundvordenstädtischenAngestelltenohneöffentlicherMandatarsichnichtbezahltmachensoll,indemerimSol-¬
blätternineinerWeisediebisherwohlnocnichtvorgekomenist,seinenmannigfachenPflichteneineangemesseneEntschädigungerhalten
diegewähltenFunktionäreundMandatarederGemeindeWienbeschimpft.Essoll.ManwirftunsmitAusrufungszeichenvor,dassdieGemeindeheute



VierterBgen
dieseBezügeimallgemeinenandiestädtischeKasseabzuführenunderhabeneinenStadtratvorgefunden,deraussereinemBürgerme

3 Vizebürgermeisternnund27Stadträtenbestandenhat WirhabendieZahlbekommtlediglichdieSitzungsgebührvon3Schilling.NurwennderBe-¬
tätigkeitderStadträteauf12beschränkt ,wobeidie Vizebürgermeisterdarunter

einbezogensindundhabendieZahlderVizebürgermeisterauf2redu¬
ziert .DashorrendeWeihnachts-und"eujahrsgeschenk,dassdieGe-¬
meinderäteheuereingeheimsthaben,hatentsprechendderbeimBund
durchgeführtenRegulierungauseinerNachzahlungfür3Monatebestan¬
denundfüreinenGemeinderat60Schillingausgemacht.Ichhabeauch
nichtsdavongehört ,dassdieHerrenGschladtundHöpellerdiese60
SchillingmitEntrüstungzurückgewiesenhätten(LebhafterBeifallund
HändeklatschenbeiderMehrheit) ,WennsichHerrGschladtmitdempri¬

treffendebeiderUnternehmungeineüberdienormaleSitzungszeithi
nausgehendeTätigkeitalsMitgliedeinesExekutivkomitees,alsPräsi-¬
dentoderVizepräsidentzubekleidenhat ,darferdieBezügedieer
dortbekommtbehalten,abermitderGrenzederNationalratsgebührenDas
giltauchdann,wennderbetreffendemeherersolcheStellebekleidst;
Ueberdiesgibtes eineAusnahmsbestimmungfür dieamtsführendenStadte
räte ,diealleB .züge,inwelcherEigenschaftimmersiesiebeieiner
solchenDelegationbekommen,ohneRücksichtdarauf,obsieExekutiv¬
mitgliedersindodernicht ,in jedemFallandieGemeindekasseabzulie¬

vatenEinkommendersozialdemokratischenGemeinderätebeschäftigt,weissfernhaben.ImUebrigenistbekannt,dassdieGemeindeWien,wosieselbstichnichtwerihmdazudasRechtgibt ,Aberichkannihmmktteilen, darüberzuentscheidenhat ,nachundnachdieseGebührenabgeschaffthat.
dass,wennmanvonden8amtsführendenStadträtenunddemBürgermeisterHeutegibtesnureineKörperschaft,dasExekutivkomiteederZentralsparabsieht ,esunterdenübrigbleibenden/sozialdemokratischenGemeinde-¬ kasse ,dessen6 MitgliederBundesratsgebühren,für ihreTätigkeitin
rätenvielleichteinDutzendoderlh gibt ,dieeinEinkommenbeziehen, diesemzudengrösstenKreditinstitutenOesterreichszählendenInsti¬
dasshöherist ,als daseinesMagistratsrates(LebhafteRufe: Sehrgut ! tutbekommeneinBetrag,derkleineristalserinähnlichenöffentliche
beiderMehrhet) .DieanderenhabeneingeringeresEinkommenundzwi¬ Körperschaftengezahltwird,DiesestrengeRegelunghatingewissenSin¬
schenihnenunddenHerrnGschladtbestehtdochderUnterschied,dass neauchaufandereLänderbeispielgebendgewirkt.Dieamtsführenden
HerrGschladtam1 ,einesjedenMonatesseinGehaltin Empfangnimmt StadträtegegendieBeleidigungen,in Schutzzunehmen,istwirklich
ohnedassersichdafprsonderlichanstrengenmuss,daeralsöffentlichenichtnotwendig.WennmandieseBeleidigungenauchmitVerachtungüber-¬
Angestellterbeurlaubtist ,währenddiesozialdemokratischenGemeindegehenkannsoist esdochnichtunnütz,offendarüberzureden.Eswird
räte ,denenmanvorwirft,dasssiePartei - ,Gewerkschafts-oderKonsum¬davongesprochen ,dassdie Bezügeder Funktionäreder GemeindeWien
vereinsangestelltesindnebenihrenGemeinderatsmandatihreBerufspflichbereitsübervalorisiertseien.EinWienerGemeinderathatimJahre
tenerfüllenmüssen,umihrEinkommenzuerhalten,UndwasdanVer-1918einenBezugvon250Kronen,nochsehrgutenKronengehabt,heute

hater 124SchillingimMonat.Dasselbetrifft auchdieBezirksvor¬
steher.Vollkommenunrichtigwärees ,einenStadtratderVorkriegsgeit
miteinemamtsführendenStadtratvonheutezuvergleichen.DieStadte
rätederVorkriegszeithatteneineganzandereFunktion.Siehatten
lediglich2oder3malinderWocheineinerStadtratssitzungoderim
GemeinderatReferatezuerstatten,siehattenkeinebeamtetenStellen,
währenddieamtsführendenStadträtevonheute gewählte

zwischenderMehrheitundderMinderhentfindt nichtnachihremFett -Beamtesind ,die normalerWeiseihrenBerufaufgebenmüssen ,umsich

heuteehermitdemVizebürgermeisterderVorkriegszeitvergleichen,bei

Esmussauchfestgestelltwerden,dassdieBezügederamts¬
führendenStadträteselbstnachderletztenErhöhunghinterdenBezü¬
genmancherBeamtenderstädtischenHoheitsverwaltungzurückbleiben.FettgehaltdieserPostenzurückzuführen,sonderndarauf,dasssichdieDaergibtsichimmerhinmerkwürdigeFall,dassderamtsführendeStadt

für entschiedenhat ,dass lie Stadt Wiensozialdemokratischverwaltet ist auchnicht wahr ,dass die amtsführendenStadträte ausser ihremCe¬
wird . Welcheniedrige Geiännung verrät sich überhaupt darin ,da ss diese halt noch ein anderes Einkommenhaben .In dem erwähnten Flugblatt der

Fragedarhachbeurteiltwird,wiediePostenbezahltwerdenUnterdenHerrenGschadtundHöppelerwirdmeinFreundTandler,einProfessorvon
Bezirksvorstehernsind16Sczialdemokraten,5Christlichsoziale.AuchWeltrufanderUniversität,ebenfallsalsein"famoserGenosse"bezeich¬

net. WiestehtesnunmitdemEinkommendiesesffamosenGenossen"?Pro¬dasistvondenWählernentschiedenworden,Undesistnichtverständlich.
fessorTandlerbeziehtfür ein jahrzehntelangeArbeitanderUhiversi¬wiejemandzurAnschauungkommenkann,dassetwadiePostendessozial-tatmonatlich1555Schilling.DieserBetragwirdimhierangerechnet

demokratischenBezirksvorstehersinOttakringoderFavoriteneinen underbeziehtvonderGemeindeganze730Schillingmonatlich:IchweissgrösserenFettgehalthaben,alsdiedeschristlichsozialenBezirksvor-michmitderOppositioneinesSinnes,wennichsage,dasssoeinamtsfüh-¬
stehersinderInnerenStadtoderaufderWiedenSiehabenallegenugrenderStadtratfürdasWohlfahrtsweseneineungeheureArbeitzulei-¬
ArbeitundPflichtenzuerfüllen.OdervielleichtmeinendieHerrenetwa,stenhat.FürdieseübermenschlicheAufgabebekommtervonderGemeinde
wennsieimFlugblattauchnichtdavonsprechen,dieDelegationen,die730SchillingimMonat.(Hört' Hört!beiderMehrheit)
vonderGemeindeauserfolgen.AuchhierhabenwireinganzneuesPrin-¬ IndiesemFlugblattistauchdavondieRede,dassderBürger¬zip .Indie Verwaltungeingeführt ,dass nämlichsoiche Delegationennicht Meistermonatlich36,5 MillionenKronenbezieht undinfolgeseines

feeiwilligenVerzichtesaufdenNationalratsbezugauf29Millionendazubenütztwerdensollen,umimdunkelneinenMandatarextravagate
kommt. Eswirdgutsein ,wennwirAauchdaeinigeVergleicheanstellen.Einkünftezukommenzulassen.NacheinemBeschlussedesGemeinderates

däenstentgangbetrifft ,sogibtesunterden120Gemeinderäten3Fab-¬
riksarbeiter,diedurchdieAusübungihresMandateseineneffektiven
LohnverlusthabenunddafürdiehorrendeEntschädigungvon60Schülling
ineinemNonatbekomm(Hört!HörtrufebeiderMehrheit).Daswirdvon
MitgliederhdesGemeinderatesgerügt .( LebhaftePfuirufebeiderMehr-¬
heit ) .DasFlugblatterzähltauch,dassdieSozialdemokratenKraftder
MehrheitallefettenPostenbesetzthaben.DieVerteilungderPosten

gehaltstatt .(LebhafteHeiterkeitbeiderMehrheit),DiePostenwerdenihremAmtevollzuwidmen.MankönntedenamtsführendenStadtratvon
strengeralsinjedemanderenLandehiernachdemProporzverteilt .Die-¬
seprimitiveGesetzeskenntnis ,dieeinemschoninderBürgerschlede -dieaberauchihrenBerufnoben/ausübenkonnten.
mitteltwurde,müssteeinMagistratsratbesitzen.Allerdingsgibteskein
christlichsozialenamtsführendenStadträte,Aberdasist nichtauf

WienerB,völkerungmiteinervonWahlzuWahlwachsendenMajoritätda-rateinniedrigeresEinkommenhat ,alsderihmunterstelltBeamte.Es

hatjeder ,dervonderGemeindeorgendwohindelegiertwird ,falls fürdies
LelegationvonderbetreffendenInstitutionGebührenfestgesetztsind,

ImJahre1894bezogderBürgermeisterderStadtWien20. 000Gulden



FünfterB
imMonat.ImJahre1896hatBürgermmisterLuegerdiesenBetragauf
24000KronenherabgesetztAberimJahre1913istderBürgermeister-Ichstellefest,dassdieamtsführendenStadträtediePersonaleinkommen
BürgermeisterderStadtWienmehrGehaltbezogenhat,alsderMinister-einemeigenenErlassdemMagistratmitgeteilthat,dassnachihrerAn-¬
PräsidentimaltenOesterreich.WennwiralsodenGehaltdesheutigenEehauungdieBezügederamtsführendenStadträtesteuerfreisind.(RufeBürgermeistersvon2900SchillingvergleichenmitdemBürgermeisterbe-¬
zugvon1913,sobeträgterselbstjetztnachderErhöhungnursechzig
ProzentdesFriedensbezugs.FürBürgermeisterSeitzbestehtkeineVor¬
schriftseinenNationalratsbezuginseinenGehalteinzurechnen.Trotz-¬
demgeschiehtdies.EpdarfdiesenBezugalsNationalrataufGrundderVerstorbenensozialdemokratischenStadtratesangeführt.InderZeitder
BundesverfassungnichtzuräckweisenunddarumwirdderBetraginsei-Monarchiehatjemand,wennerauchnureineStundeMinisterwar,lebens
nöchdieLehrerpensiondesBürgermeistersenthalten.DerBürgermeistergierungderMonerchie,dienur13TageimAmtwarwoeseigentlichistauchLandeshauptmannundChefderZentralsparkasse,einemdergröss-nichtsmehrzuregierengab,beziehtnochheutevonderRepublikPen-¬tenGeldinstituteOesterreichs,erbekommtdafürkeinenGroschen.DieSionen.DieseHerrenwurdensogarwienotleidendeAltpensionistenbehan-¬HerrenGschladtundHöppelersolltenalsonichtvonKommulierungreden.
christlichsozialenLandeshauptmännernebendenGehalt,denIhnender
Bundzahlt,nochdasLandeinenzweitenGehaltgibt.WennderLandeshaupt
mannineinemanderenLandAbgeordnetenist ,sowerdendieseBezügeindiedamakkeineBeamtenwaren,einePensionfestgesetzt,wennsiezehnAmts
seinEinkommennichteingerechnet,erbehältsie.IsteinsolcherLandesjahrehaben,FürdieVizebürgermeisterwurdediePensionschonnach5Jahn

hauptmannauchnochPrsäsidenteinerWasserkraft-Aktiengesellschaftmit60Prozentfestgesetztfürweitereje2Jahremitje3Prozent,sodass
woerebenfallsNationalratsbezügebekommt,sobehältauchdieseeinVizebürgermeisternachzehnAmtsjahren75Prozentundnach15Jahren

BezügeWenndieHerrenGeschladtundHöppelerindieserRichtungre-.90ProzentPensionsbezügehatte.NachderInflationwurdebeschlossen,dieformierenwollen,dannsollensiesicheinmaldieVerhältnisseinden
anderenBundesländernanschauen.SiewerdendainnerhlabihrereigenenParteigenugzukritsierenhaben.

DieletzteBezugsregulierungderGemeinderäte,Stadträte
unddesBürgermeistersistebenfallsaufGrundeinesBundesgesetzes
erfolgtAuchdieRückwirkunghatsichsowiebeimBundausgewirkt.WiederenMannschontodwaralsderBeschlussschongefasstwar.untersolchenUmständenbehauptetwerdenkann,dassderBürgermeister
unddieamtsführendenStadträtesicheine19prozentigeGehaltserhöhung
bewilligthätten,istunverständlich,MitdemselbenRechtkönnteman
sagendassdieHerrenDr.Seipel,Dr.KienböckundDr.Schürffsicheine
rückwerkendeGehaltserhöhungbewilligthaben.Diechristlichsozial-gross
deutscheMehrheitimParlamenthättenurindasBeamtengehaltsgewetzbekommen.DawirdnundasFlugblattvordemRathausundimstädtischen
einenPeragraphenhineinschreibenmüssen,dassdieGehaltsregulie-Betriebenverteilt,werdennunZuschriftenandieWienerZeitungengesendet
rungkeineWirkungaufdenBezugdesBundeskanzlersundderMinisterIndenenunsvorgwopfenwird,dasswirdenKinderneinessozialdemokratischehatDannhätteselbstverständlichkeinamtsführenderStadtratundGe-¬
meinderat,aberauchnichtderBürgermeisterauchnureinenGroschenMehrheit).
mehrbekommen.DieSozialdemokratenhabenanlässlichder12prozentigenFalleSiegelverfügtwurde,istindreiKörperschaftenbeschlossenworden

BezugsregulierungderBundesangestelltenimJahre1924imParlamentundesistkeinEinsprucherhobenworden,weilderBeschlussdenprimituvsbeantragt,dassdieNationalräteundMinnirterdavonausgenommenwerden,tenAnstandentsprichtInhaltlichdecktsichdasFlugblattganzmitder
DieVertreterderMehrheithabenunsdeswegenalsDemagogenbeschimpft.mittäglichenJauchenspritze.WennmandasFlugblattmitdemSchmutzblatt
SiemusstenaberdiesemAntragannehmen,DamalshabenalsodieGemein-vergleicht,sokennzeichnetdasdieHerrenGschladtundHöpeller,diesolchederäteundStadträtekeineBezugserhöhungbekommen,weilauchdieAbge-¬
ordnatenundMinisterausgenommenwaren.DieMehrheitimParlamenthätte
ruhigeinensolchenAntrageinbringenkönnen,wirwärendafürgeweseneesdenHerrendergrossdeutschenParteiübelansteht,demMistwerfenEsgenügtaberauchjetztnocheinAntragimNationalrat,dassdieAbGefolgschaftzuleisten.Ichhabehiersoausführlichgesprochen,weil
geordnetenundMinistervonderBezusgregulierungderBeamtenausgenowirnichtszuscheuenhabenundweilwirfrohwären,wennesüberall
menwerdenundinnerhalb2StundenkanndieseAngelegenheiterledigteinesokorekteVerwaltunggäbe,wiehierWennmandasFlugblattau-¬
sein.DerZustimmungderSozialdemokratenimParlamentkönnenwirsiesiehtunddasBenehmenderHerrenGschladtundHöpellerdamussmanversichern(BeifallbeiderMehrheit).

DasFlugblattenthältabernocheineandereniederträchtigesiegen,siefallenWieErbsenwiederzurückunddieGemeinheitwirdLügeundVerleumdungEswirdbehauptet,dassdieamtsführendenStadt-¬
rätekeineEinkommensteuerzahlen.Richtigist,dassindemGehaltsgesez
derVolksbeauftragtenvomJuli1924dieMinister,Landeshauptleuteusw.

beiderMehrheit: SowerdenvonchristlichsozialenGemeinderätenFlug

vonderZahlungderEinkommensteuerausgenommensind.DasisteinSkandal
bezugwiederauf400000Kronenerhöhtworden.Eswarimmerso,dassdersteuerselbstverständlichzahlen,obwohldieFinanzlandesdirekticnin

blätterverfasst!)
IndemFlugblattwirdauchdiePensionfürdieKindereines

nemBürgermeisterbezugeingerechnet.Inden2900Schillingistaberauchlänglichmindestens8000Goldkronenjährlicherhalten.DieletzteRe-¬

WirmüsstenSie sonstaufmeksammachen ,dassin dengrossenLänderndie delt underhieltaneine35prozentigeErhöhungihrer Pension .Dasssind

gewissVorgänge,andenenmanKritikübenkann.
MiteinemBeschlussvomJahre1918wurdefürdieStadträte-¬

PensionenderaltenStadträtedenjeweiligenBezügendernichtamts¬
führendenStadträteanzumessen.SowurdenihnendieentsprechendenQuoten
zubebilligt. EshatsichdaumsehralteHerrengehandelt,um17Stadträte
undBezirksvorsteher,vondenen6keinezehnAmtsjahrehattenundbeieinen
garnur5Jahreherausschauten,Ausserdiesen17Herrenwarendannnoch
lo Witrenundeinedarunter ,

EsbefindetsichaucheineWitwedarunter,de-¬renManndiegleicheDienstzeitwiederStadtratSiegelhatte.Nunhat
dieGemeindeverwaltungausverschiedenenGründennichtderWitweSiegels,diePensiongegeben,sonderndenKindern.DasbedeutetfürdieGemeindeein
Ersparnis,weildieKinderdiePensionjanurbiszuihrem21.Lebensjahr

Stadtratesbiszuihren21.LebensjahrdiePensiongeben.(Pfuirufebeider
„ Wasim

Flugblätterunterzeichnen.DieWienerNeuestenNachrichtenhattendie
Stirne,soeineZuschriftabzudrucken,unddamussichschonsagen,dass

sagen,dieGemeinheitenderHerrenGschladtundHöpellerwerdennicht
verrecken.(StürmischerBeifallbeiderMehrheit).



GR,Pfeiffer( E. . )erklärt,Dr.DanneberghabedieUnvor-¬
sichtigkeitbegangen,dieDebatteüberdieBeamtenvorlageindasLicht
desInteresseszurücken ,Erwolltedarüberhinwegtäuschen,dassdieVor¬
lageschlechtist .DerRednererinnertdaran,dassdiesozialdemokratisch
RegierungRennernichtsgetanhabe,umdieInflationzuverhindern,die
Inflation,derenAuswirkungenwirnochheutezuspürenbekommen.DerBund
mussteauchnachdemZusammenbrucheinerunerträglichenBeamtenstandAuslagen
übernehmenund dienichtgeleistetwerdenkonnten.Beider
GemeindeWienwardasganzanders,SiehattedenentsprechendenStand
anPensionistenundbrauchteundbrauchtfürnichtmehrBeamtezusor-¬
gen ,alssieebenBeamtehatteundhatDieVorlageist dasErgebnisder
erhandlungenzwischenStadtratSpeiserunddemVerbandDasistder
NachweisfüreineflagranteVerletzungdes§71derDienstordnung.Da-¬
rüberkommenwirgnichthinwegwennauchDanneberggesagthat ,dasEla-¬
boratsei vereinbartwordenDiefinanzielleAuswirkungderVorlageist
einesehrgeringe ,mitdernichtnurdiechristlichenunddeutschna¬
tienalenAngestellten,sondernauchdiesozialdemokratischenunzufrieden
sind ,Wiesteht es nunmitdenvalorisiertenGehältern ?EinBeamterder
Stadtbuchhaltunghatmit33DienstjahreninderGesamtdienstzeitim
Jahre1913157. 000KronenerhaltenHeuteerhälterunterdengleichen

BeamterderHauptkassemit35Dienstjahrenerhielt1913indergesamtendieVersetzungchristlichsozialerLehrpersonenanwobeisie
Dienstzeit156,100Kronen.Heute185,900Schilling,dasistdas11909fach
WirklichkeitaberistdieTeuerungeineweitgrössereunddieValorisaeWirddieWahlüberlassen,anwelcherSchulesieangestelltwerdenwoller
rungmüsstedas24 ,coofacheausmachen.DerBsamtederHauptkassestehtihnenwerdenauchsonstallemöglichenBegünstigungeneingeräumt.Es
aberumdas249lfachehinterderValorisierungvonILloozurück,wie
überhaurtdergrössteTeilderAngestelltenuntervalorisierteBezügediesichnichtbeugtundihrerWeltanschauungtreubleibt.Gemeinde-¬
erhält. DaranmerktmandenUnterschiedzwischenderHaltungdersogialPätinSchlösingerstelltschliesslichdenAntragderMagistratsei

sieimPositionunddaslegtihnenganzandereVerpflichtungenauf .Danne-¬
berghatunsauseinandergesetzt,wiewenigdieamtsführendenStadträte
undderBürgermeisterbeziehen.MitdiesenAusführungenistaberden

Schul - ¬

wurds,sobestätigtdieseAusnahmedieRegel.DerRednerbesprichtsodannlindeneEthöhungstattfindet,sodassalleDienstkihssenberücksich¬

desangestelltermithKindererhälteineKinderzulagevon35Schillingträgt189Schilling,derderBundesangestellten170SchillingwobeiBeiderGemeindeabernureinevon20Schilling.WirwerdenfürdieVor-dieBundesangestelltenzehnJahrenvartenmüssen,bissiehöhergereiht
rigeist,dassmanihnenauchdasWenige,dassihnendieVorlagebietet,urdenErfolgeerzielt,abensohinsichtlichderSchaffungeinesNor.nichtvorenthaltenkann.(Beifall).goildentet

Sechst Bogen
alsEntschädigungzuzuerkennen.

GRtinSchlösinger:( . .)erklärt,dassdieAngestelltenvon
derVorlagesehrenttäuchtsind.DieVorlageberücksichtigtnichteinmal
dieletzteTeuerungswelle.DieRednerinbesprichtdanndieBesoldungs-¬
undDienstverhältnissederLehrerschaft,wobeisieinsbesondereaufdie
VerhälthissebeidenLehrerinnenfürdenUnterrichtderfranzösischen
SpracheundderHandarbeitsowiebeidenKindergärtnerinnenverweist,Die-¬
sesindumzweiStufenzutiefgereiht.DieVorreihung,diedieVorlagevor-¬
sieht,isteineganzverfehlte.DasQualifikationsverfahrenisteinreinauzokratischeseswirdnurvomparteipolitischenStandpunktgeurteilt.
DieVorlageselbstisteinKompromissmitdenunzufriedenenLeutenimei¬genenLager.

DasLehrerdianstgesetzhatderLehrerschaftalteverbriefteRechte
genommen.Früherwaresmöglich,dassLehrkräftedurchJahrzehnteden¬
selbenPosteninnehattenunddasssichzwischenSchuleundLehrerschaf
sehrinnigeBeziehungenknüpfenkonntenunddieKinderbiszum5 .Schul
jahrinderselbenHandblieben.Heuteist dieSchulezueinemOrtstän¬

digerUnruhegeworden,VersetzungenvonLehrkräftensindanderTa-¬
gesordnung.DieEinführungderHauptschulewurdedazubenützt,um

hundertevonLehrkräften,dienichtdersozialdemokratischenPartei
Varhältnissen170.508Schilling,dasistdas10,860fachevon1913,Einangehörenzuversetzen.DieRednerinführteineReihevonBeispielenfü

dieVersetzungenausdem16.Bezirkalsbesonderekrassbezeich
DieamtlicheErpechnungderValorisierungbeträgtdas14hoofache;innet .DagegenwerdensozialdemokratischeLehrersehrgutbehandelt.Ihnen

handeltsichhierumeinegewollteVergewaltigungderLehrerschaft,

demokratennimNationalratundhier .DrübensindsieOpposition,hiersindzubeauftragen,ehestenseineVorlagewegenAbänderungdesLehrerdienst
gesetzeszuunterbreiten.SieappelliertandenPersonalreferenten ,
einschneidendeMassnahmenzuverfügen,diedieRuheimSchulwesenwiee
derherstellen(LebhafterBeifallbeiderMinderheit).

GR.Reder(soz.dem. )weistdaraufhin,dassdieVorlagein
tädtischenAngestelltenherzlichmniggedientundeswärenützlicherLohnunddienstrechtlicherBeziehungeineReihevonwesentlichenVer-¬

gewesen,wennsichdieSozialdemokratendenKopfdarüberzerbrochenbessengenaufweist.EinTeilderdenGemeindeangestelltengemachten
hätten,wiedenAngestelltengeholfenwerdenkann.DieSozialdemokratenZugeständnissewirdausserdemnochindernächstenTeitdemzuständige:
habenauchdenGrundsatzaufgestellt,demTüchtigenfreieBahnWeraberAusschussunddemStadtsenatzurBeachlussfassungvorgelegtwerden.Bei
sinddieTüchtigen?NurdieSozialdemokraten,undwennbeiderletzteneinemVergleichderRegudierungderBundesangestelltenergibtsich

leiterernennungaucheingrossdeutscherzumSchulleiterernanntderVorteil,dasshirnichtnureinSpannungsausgleich,sonderneine
dieKinderzulags,diebeiderGemeindefürjedesKindfünfSchillingbe-tigtwerdnunddassauchdiePensionistenindieBezugsregelungein-¬
krägt,währendbeimBundvielgünstigereZulagengegebenwerden,EinBungschlossenwerden,DerMindestbezugderstädtischenAngestelltenbe-¬
lagestimmen,weildieLagederstädtischenAngestellteneinesomdrau-rdenkönnen.HinsichtlichderPragmatisierungderVertragsangestellten

malvertragsfürdiejenigen,diederDienstordnungnichtunterstelltsind
DerRednerstelltsodannmehrereAnträge:DerMagistratistferneninderFragederRegelungderKranken-,Schwangerschafts-undEntzubeauftragen,VorschlägefürdieWahlderPersonalkommissionimWegebindungsurlaube.DerRednerzähltsodannimEinzelnendieGruppenwünschederdirektenundgeheimenWahlundimSinnedesVerhältniswahlrechtesauf,diebeidenVerhandlungenihreErfüllunggefundenhabenunder-¬

auszuarbeiten;FernereineTabellevorzulegen,dienachStandesgruppenwähntauch,dasseineReihevonZulagenerhöhtwordensind.WenndieOr-¬undnachdenZahlenderausgezeichnetehundnichtausgezeichnetenAnge-ganisationauchnnichtleichtenHerzensdenAbschlusszugestimmthat.
stelltengeordnetist.SchliesslichsollderMagistragdemGemeinderats0hatsiesichdochangesichtsderernstenLage,indersichdieRepub¬1
ehestensAnträgeübereinezeitgemässeErhöhungderKinderzulageerstat-¬lik unddieStadtWienbefindet ,dazuentschlossen.ten .EndlichbeantragtGemeinderttPfeiffer ,denLehrpersonen,dienach

UnddiestädtischenAngesteiltenhabensichauchdavonüberzeugenlas-¬25DienstjahrennochkeineLeiterposteninnehaben,diehalbeLeitungszulagsen,dassesderzeitnichtmöglichwar,einehöhereGehaltserhöhr



SiebenterBogen.
durchzusetzenGegenüberdenBehauptungenderRednerderMinderheit
stelltGemeinderatRederfest,dassseitdemAbschlussderLohnbewegung
biszumheutigenTageausdemVerbandderstädtischenAngestelltenle-eindenufürttwasüber9000Pensionistenzusorgenhat,FürdieC
diglichnur80Personendagegen98neueingetretensind,Ziffernüb-eindeschutzwachewirdmehrGeldausgegeben,alsdieganzeVorlageer

pielen,ImVerbandsindderzeit98ProzentderstädtischenAngestdllten

wievordasvollsteVertrauenzuihrenFührern.(LebhafterBeifallund
HändeklatschenbeiderMehrheit).Dr .

GR.Wagner)E.. )ruft:HochderArbeitgeber!HochderUnter¬
nehmer ! LebhafteZwischenrufebeidenSozialdemokraten ;Von
denSozialdemokratenwirdzuDr.Wagnerhinübergerufen:Spitzelsystem
Grailer! )

GR,Nachtnebel:IhrseitUnternehmersöldlinge!
GR.Dr.Wagner:DasisteineVerleumdung(AndauerndeZwischen¬

rufe ) AchtzigJahreWienerMärzrevolution.
EnthüllungvonGedanktafelndurchdieGemeinde

AmSonntagwirddieGemeindeWiendreiGedenktafeln
ausAnlassderachtzigstenWiederkehrderWienerMärzrevolution
feierlichenthüllen.DieTafelnwurdenamAltenRathausinderWipp¬
lingerstrasse,amGebäädederstädtischenFeuerwehrAmHofundam
MarmorhausamMichaelerplatzangebracht.

DieTafelamAltenRathausträgtdieInschrift:IndiesemHausetratderindenRevolutionstagendesJahres1848
zurAufrechterhaltungderOrdnungvomVolkegewählteSicherheits¬
ausschussam26 .Mai1848imSitzungssaalezusammen.

DieEnthüllungdieserGedanktafelwirdamtsführen¬

undsozialdemokratischerZeit.DasstädtischePersonalistvomVerband
geprelltworden.AuchinderPensionistenfrageisteinVergleichmit
demBundunzulässig,daderBundfürüber121.000PensionistendieGe¬

rigens,diebeieinerOrganisationvon29.000MitgliedernkeineRollefordertDerBednerstelltschliesslichfolgendeAnträge:DasdenPen-¬
sionsparteienimJagre1925dadurchzugefügteUnrecht,dassihnenent

organisiertDieOrganisationistheutegeschlossenerdennheundhatnachendenausdrücklichenBestimmungendesGemeinderatsbeschlussesvom
.April1922überdiePensionsautomatikeineStufenvorsückungnichtgewährtwurde,istwiedergutzumachen"und"allezumBezugder
DienstkleidungberechtigteAngestelltederstädtischenHoheitsverwal-¬
tungsindmitWirkungvom1.März1928ineinedemtatsächlichenEre
fordernisentsprechendenAusmassmitDienstkleidungzubeteilen.Der
vordemKriegbestandeneAnsatzdessogenanntenStiefelpauschales
istzuvalorisierenundzwarbisaufweiteresunterZugrundelegung

Minderheit).einesValorisationsfaktorsvon14.hoo."(LebhafterBeifallbeider
GRKunschak( E..)sagt,dassergarkeinHehldarausmachedassdieindemFluhblatteingeschlagegeKampfesweise,nichtseinen

Geschmackentspricht.Esmussfestgestelltwerden,dasswederder
christlichsozialeGemeinderatsklubnochdessenObmannfürdenInhalt
tragen.Wennmansichfrägt,waszudieserEntgleisunggeführthat,
danngibtesnureineMöglichkeit,hiefüreineErklärungzufinden.
WennmandieMenschenderartunterdrückt,wennihnenjedeMöglichkeit
nimmt,gehörtzuwerden,danndrängtmansieaufjeneAbwegedienicht
demgutenGeschmackentsprechen,sonderndiederAusdruckeinerem¬pörtenSeelesind,(LachenbeiderMehrheit).

DiesozialdemokratischeParteihatnichtimmersovielderStadtratKarlEichtervornehmen.
DieTafelamGebäudederFeuerwehrzentralehat

folgendeInschrift :DiesesGebäudedientederStadtWienvon1732
bis1883als bürgerlichesZeughaus.IndenSturmtagenderRevolu¬
tien ,am14März1848,bemächtigtesichdieArbeiterschaftderhier
verwahrtenWaffen.DieseGedenktafelwirdvonamtsführendenStadtrat

JulousLinderenthülltwerden.
DieGedenktafelamMermorhaus-Michaelerplatzträgt

dieInschrift :VordemBurgtorwidersetztesicham13. März1848der
OberfeuerwerkerJohannPolletmitGefahrseineseigenenLebensdem
BefehledieKanonengegendieVolksmengeabzufeuern.

HierwirdVizebürgermeisterGeorgEmmerlingdie
feierlicheEnthüllungvornehmen.AlledreiEnthüllungsfeiernfindengleichzeitig
amSonntagumelfUhrvormittagstatt.

GR,Stöger( E.L.)bemerkt,wennsichGemeinderatDr.Da
berginlangatmigAusführungenmitganzanderenDingenalsmitmde
BezugsregelungdertädtischenAngestelltenbefassthabe,sozeugedas
vondemschlechten( wissenderMehrheit,DieMehrheitsrednersinddie
AntwortaufdieFrageschuldiggeblieben,warumdass 'MitischePerso¬
nalbeidieserBezugsregelungsoschlechtundnochschlechterabge¬
schnittenhatalsdieBundesangestellten .DieBundesangestelltenerhal-¬
tendieErhöhungrüchwirkendaufdenOktober1927undniemandkanndie
Strenhaben,zubehaup,dassdieGemeindeangestalltenbesserdaraus
gekommensindalsdieBundesangestelltenwennmandieErhöhungebeträge
diedieBundesangestelltenvomOktober1927biszumDezember1928erhal-¬
tenmitdemErhöhungsbeträgenvergleicht,diedieGemeineangestellten
ja erstvomJuni1928biszum31 .Dezember1928erlalten .Hierzeigt
sichwiederdergrosseUnterschiedzwischensoz“-¬ Wort

GeschmackimpolitischenLebengetätigt.DeraltemährischeSozial¬
demokratHybeschhatselbsteinmalgeschrieben,dassindenAnfängen
dersozialdemokratischenBewegungdieDienerdesAnatomischenInsti¬tutesdie

NadelninLeichengifteintauchensollten,umder
BourgoisøieandenLeibzurücken.DieseVerhältnisse,sagteHybesch,
sindzurückzuführenaufdasVerhältnisdesBürgertumszurArbeiterscha
schaft,eswurdejedeRegungbrutalunterdrückt,WastunSieinderBe¬
handlungderstädtischenAngestelltn?SiehabensichdaeinenVerband
gezimmertunddarauseinparteipolitischesInstrument
gemacht.WennauchderVerbandlängsteinhohleraufgeblasenerDarm
ist,fürSiegilternochimmer,SiehabenallenandersdenkendenAnge-¬
stelltenjedesKoalitionsrechtundjedeFreiheitgenommen.Nichtein-¬
maldieFormendesprimitivstengesellschaftlichenVerkehrswerdenge-¬
gendieanderenAngestellteneingehalten,Siehabennureinstarres
neinundfürSiegiltnurderVerband.DasmussEmpörungauslösen.Diea9

Leutesehen,dassbeimBundderMinisterundderKanzlermitallenGrun
pen,gleichgültigobsieunpolitischsindoderirgendwinerpolitischen
Richtungangehören,monatelangverhandelt.HiersehenSisdasGe-¬
genteil.SiewerdeneinfachzudenPariasgeworfen.GlaubenSiedass
auseinersolchenStimmungherausLiebesbezeugungenIhnengegenüber
entstehenkönnen?WennSiesichalsoüberdieLeute,diediesesFlug-¬
blattherausgegebenhaben,beklagen,dannmüssenSiedasMilieubetracheten,dasssieselbergeschaffenhaben(BeifallbeiderMinderheit),

WirverbeugenunsvorderneuenEntwicklung.DieErklärung
dafürliegtineinemmechanischenMoment.JetztsitztebeneinandererKarldaoben.

GR.Iser:WashättederzueinemGschladtgesagt!(GrosseHeiterkeitbeiderMehrheit).



AchterBogen.
GRKunschak:AucherhatseineGschladtgehabt!Siewaren

beiderOppositionundihreKampfesmethodenwarenauchnichtsehrge
wählt ,ImJahre1911habenSieganzandereMethodenangewendet.Eswurde
damalsdaspersönlicheindenVordergrunddesKampfesgetellt .Manist
denLeutenindasGasthausnachgegangenumzuerhebenwassiedorttrin
kenundessenSiehabendamalsdasBildvomGottnimmgezeichnet(Grosse
HeiterkeitbeiderMehrheit),Ichhabedasnurvorgetragen,umzuzeigen,
dassIhre zartbesaiteteSeelenurDüncheist ,dienichtden
leisestenKratzerverträgtImJahre1919sindsieindenWahlkampfge-¬
zogenmitderParole,dassdieBelastungdesGemeindesäckelsdurchdie
PengionenderFunktionäreaufhörenmussSiehabendanndiesePensionen
aufgehoben.Aberbaldwurdensiewiedereingeführt.DashatDr.Danneberg
nichterzählt(BeifallbeiderMinderheit),Wirrhabendagegengarnichts
einzuwenden.EswäreeineSchandefürdieDemokratie,wenneinBürgermeis-¬
tervielleichtinsVersorgungshausgehensollte.DieMassemusssoviel
sozialesEmpfindenhaben,dassdas ,wassieselberanstrebt,anderennicht
vorenthaltenwird(BeifallbeiderMinderheit)SiehabendenaltenFunk

ürennichtimSinnedesGesttzes ,sondernnureinkleinwenigent¬
sprachendderGeldentwertungdiePensionenerhöhtWozualsoauchdiese

Buntstand in ,de sainsollte ,erzählen ?

scgenBeamtenvonheutenichtverglichenwerden.DieZuständeinden
80er Jahren könnennicht einmal mit der Lageder städtischen Arbeiter
unterIhrerHerrschaftverglichenwerdenAuchihreLagein den9oer
Jahren ,woLuegererklärt hat ,SozialdemokratenundDeutschnationale
stelleer nichtan ,könnemitdenZuständenin den8OerJahrennichtver
glichenwarden.WennunterLuegerAngestelltesoeinFlugblattverfasst
hätten ,washätte er mitihnengetan ?Esist wohlmverständlich,weenje¬
mandetwasin derErregungredet ,abereinesolcheausgeklüngelteSchrei
weisewiedasFlugblattist keinProdukteinerErregung .DasVorgehen

der HerrenGschladtundHöppelerist unentschuldbar ,ja es ist nicht
einmalmitpolitischenAuswüchsenzuvergleichen .WasKunschaküberdes
Gesetzgesagthat ,gehtganzdaneben,drübenmussbeantragtwerden,dass
die mnisterwenigerbekommen .DasGeld ,dasdie christlichsozialenMi¬
nisterwertsind ,sindauchdieamtführendenStadträtewert .Ichbinder
Meinung,wennKunschaküberSittenrichtet ,hätteer in derUmgebungsei
ner Partei ausreichendeBeschäftigung .Wenner dastun wollte ,hätzen
wenigstensdie FlugblätterschliesslichauchetwasGutesgeleistet
( Beifallbei derMehrheit)

ST .R .Speiserstellt gegenüberdenAusfürhungendesGemeinde
ratesRummelhardtfest ,dass§ 71derDienstordnungnlediglichdieKoali¬
tionsfreiheitfürdiestädtischenAngestelltenbeinhaltet ,dassdieser
aberkeineallsdieGemeindeverwaltungdazuverpflichtet ,mitdenMin

GR.DrDanneberg:FragenSiedenHerrnGschladt;entichnt
GRKunschak:Ichbestätige,dasswederderBürgermeisternoch

einandererGemeindefunktionärsichseineBezügeselbstbewilligthat.
DerGemeinderatselbsthatdiesenZusammenhangmitdenBezügenderRe¬
gierungsmitgliederbestimmtSiekönnendasohneweitersändern .Ichwünsche

So dasseineTrennungerfolgt.DieseAngelegenheitkranktnurdaran,
mannochnichtdenMutgefundenhat ,zusagen,dassdergewählteFunk¬

h keinHandist Manfürchtet ,dasseinemdieBezügenachge-¬
hnetwerdenEsgibtin derganzenWeltkeineKörperschaft,wodrei

ingSitzungsgebührbezahltwerden,Aberesist eigentümlich,dass
iVersicherungsanstaltderBundesländerangeführtwurde,manhät.

auf die Sitzungsgebührender Krankenkassenverweisenkönnen .Ich
unterderMeinung,dasswirnochdenEierschadenunsererHerkunftleiden.

Ichwiederhole,dassdas ,wasin dieserFlugschriftsteht ,nichtGegenstand
derverwntwortungderchristlichsozialenParteiunddeschristlichso¬
zialenGemeinderatsklubsseinkann .Ichwiederhole,dassdieseDarstellung
unddieseKampfesweiseunseremGeschmackundunserenBeifallnichtfindet .benhat ,Beträgediehinreichenwürdenumdie :Kostenderletzte
LegenSiedenAngestelltengegenübereinwahresdemokratischesBekennt¬
nisabundsiewerdenvondenAngestelltenebensowahredemokratische
Fornenerwartenkönnen.(LebhafterBeifallbeiderMinderheit).

. RDannebergerwidertaufdieAusführungendesStadtratesKun¬
schak.Ererklärteinleitend,dasser ,soweitKunschakdieHerrenGschlad
undHöpellerhergenommenhat ,daraufnichteingehenwerdeKunschakhat
erklärt ,dasswederdiechristlichsozialePartei ,nochderchristlichso¬chzialeKlubfürdieFlugblätterverantwortlichsindIchhabeausdrückli
festgestellt,dassdasFlugblattvoneinerchristlichsozialenOrganisa¬
tionist MeineAusführungenhabensichnurgegendieHerrenGschladt
undHöppelergerichtetweilsieMitgliederdesGemeinderatssindDeshal

akmusstemansich mit ihnenimGemeinderatebeschäftigenStadtratKunsch
wollteaucheineAnalysegeben ,wiesosolcheEntgleisungenmöglichwärer
Erhatweitausholenmüssen,eristbisindie80erJahrezurückgegangerverhandeln.(BeifallbeiderMehrheit).DrhatvonderIdeevonArbeitennerzählt,dievonderAnatomieLeichen¬
gift sichverschaffenwollten ,umihreFeindezuvergiften .DieArbeiter
habendamalsnochungeheuerlicheIdeengehabt.Kunschakhatselbster¬
erklärt,dasszujenerZeitdieArbeiterwegenihrerGesinnungjeglicher
Verfolgungausgesetztwaren.DieArbeiterhabensichdamalsdasLeichen
gift nichtverschafft ,sie habenaberfürihreIdee10und15Jahrebe¬
kommen. HeutejedochkrümmtdenVerfasserndesFlugblattesniemandauch
nureinHaar .MitdenVerhältnissenvondamalskanndieLagederstädti

derheitsergeIsationenVerhandlungenzuführen .AusderDienstordnung
ergibtsichelmehr ,dassdieGemeindelediglichmitdemVerbandder .
städtischenngestelltenVerhandlungenzuführenundabzuschliessenha
( WidersprcderE . . )GestütztwirddieseAuffassungauchdurchdi

Leidsätze Arbe-itsverträgeausdemJahre1920.Gegenüberder
Bemängelung ,dassdieGehaltserhöhungzugeringsei verweistderBerich
arstatteraufdengrossenVorsprungdendiestädtischenAngestellten
voranderenöffentlichenAngestelltenhaben,sowiedarauf,dassdie
Kostender derzeitigen Bezugsregelungeinen Betragvon ' 5Millionen
SchillingproJahrundfür diesesJahreinenBetragvon ' 8Millionen

Schilling ergeben,WennmanderMethodederMinderheit
folgenwollte,diedieseKostenalleErfördernissedieihrnichtgenehm
sindgegenüberstelltwiezumBeispieldieErfordernissefürdieGemein
dewachesokönntemanauchdaraufverweisen,dassderBundfürdieVen
lustebeiderPostsparkasseeinenBetragvon165' 7Millionenundfür
dieZentralbahkdeutscherSparkassen127 ' 6MillionenSchillingausgege

bewilligtenFrhöhungderBezügederBundesangestiltenfürachtJahre
zubestreiten. DenAngriffenwegenangeblichpolitischerErnennungenhäl
StadtratSpeiserentgegen,dassseitdemJahre1919127nichtdersos
zialdemokratischenPartei angehörigeSchulleiterundseitderselben
Zeitunter81leitendenBeamtendesWienerMagistratesimganzen17
Sozialdemokratenernanntwordensind.DievonderGemeinderätinSchlö
singerangeführtenFällewerdenuntersuchtwerden .DenVerbandhaben
nichtwirgezimmertundwirinehmenauchEingabenderchristlichenGe
werkschaftentgegen,wennsienichtbeleidigendsind .Dannwerdenwir
auchdie Formder Antwortfinden ,die HerrKunschakverlangthat .

SblangederGemeinderatnichtandereBeschlüssefasst ,kannderPerso
nalreferentnurmitderstärkstenOrganisation ,dassist derVerband

seinenDieAbänderungsanträgedesGemeinderatesGschladt,dieZu-¬
satzanträgederGemeindrätinSchlösinger,desGemeinderatesPfeiffer
unddieResolutionsanträgeRummelhardtwerdenabgelehntunddieVorla¬
geunverändertangenommen.

EswirddannnochderAnkaufeinesGrundstückesinFlorids
dorfbeshloessen,woraufdieSitzungnach11Uhrnachtsabgebrochenwird.
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